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sonderen Form des Strafvollzugs bei Personen, die wegen 
fahrlässiger Straftaten verurteilt worden sind. Dazu ist 
eine neue Art von Besserungsarbeitseinrichtungen geschaf­
fen worden: die Ansiedlungskolonie. Bei Männern und 
Frauen, die wegen fahrlässiger Straftaten erstmals zu 
Freiheitsstrafe für die Dauer von höchstens fünf Jahren 
verurteilt werden, wird die Freiheitsstrafe in diesen Kolo­
nien vollzogen. Sie werden hier zu gesellschaftlich nützli­
cher Arbeit herangezogen und leben unter der Aufsicht der 
Organe des Ministeriums für innere Angelegenheiten, je­
doch ohne Bewachung.

Im Falle einer böswilligen Verletzung der für die An­
siedlungskolonie geltenden Ordnung werden diese Perso­
nen zum Strafvollzug in Besserungsarbeitskolonien mit 
allgemeinen Vollzugsbedingungen eingewiesen.

Erweiterung der bedingten Strafaussetzung
und der bedingten Verurteilung zum Freiheitsentzug
mit obligatorischer Heranziehung zur Arbeit

Im sowjetischen Strafrecht gibt es die Möglichkeit der be­
dingten Strafaussetzung und der Umwandlung des nicht- 
verbüßten Teils der festgelegten Freiheitsstrafe in eine 
mildere Strafart. Das Leben zeigte, daß diese humane 
Gesetzesnorm sehr effektiv ist. So hat das Unionsinstitut 
zur Erforschung der Kriminalitätsursachen und zur Aus­
arbeitung von Maßnahmen der Kriminalitätsvorbeugung 
festgestellt, daß der Prozentsatz des Rückfalls bei den 
Personen, denen bedingte Strafaussetzung gewährt wor­
den ist, anderthalb- bis zweimal niedriger ist als bei den 
Personen, bei denen die Freiheitsstrafe vollständig voll­
zogen wurde.®

Somit dient die bedingte Strafaussetzung erfolgreich 
der Besserung und Umerziehung der Schuldigen, einem 
der Hauptziele der Strafe. Die bedingte Strafaussetzung 
stimuliert gleichzeitig die Arbeit und das Verhalten der 
Verurteilten in den Strafvollzugseinrichtungen.

Unter Berücksichtigung der Effektivität der bedingten 
Strafaussetzung bei der Kriminalitätsbekämpfung erwei­
terte die neue Gesetzgebung wesentlich die Voraussetzun­
gen ihrer Anwendung. Die bedingte Strafaussetzung oder 
die Umwandlung der Strafe in eine mildere Strafart kann 
jetzt nicht nur nach dem Vollzug von mindestens der 
Hälfte oder zwei Dritteln der ausgesprochenen Strafe an­
gewendet werden, sondern auch nach dem Vollzug von 
mindestens drei Vierteln der ausgesprochenen Strafe bei 
Verurteilten, die gefährliche Straftaten begangen haben. 
Der Straferlaß nach dem Vollzug von mindestens drei 
Vierteln der ausgesprochenen Strafe ist auch bei solchen 
Personen möglich, die nach der bedingten Strafaussetzung 
vor Ablauf des nicht vollzogenen Teils der Strafe erneut 
eine vorsätzliche Straftat begingen, wegen der sie zu einer 
Freiheitsstrafe verurteilt worden sind.

Auf diese Weise steht jetzt die Möglichkeit der beding­
ten Strafaussetzung fast allen Verurteilten offen. Ausge­
nommen sind nur gefährliche Straftäter, deren Anteil an 
der Gesamtzahl der Verurteilten äußerst unbedeutend ist. 
Dazu zählen
— besonders gefährliche Rückfalltäter,
— wegen eines besonders gefährlichen Staatsverbrechens 

Verurteilte,
— Verurteilte, die eine vorsätzliche Tötung unter erschwe­

renden Umständen begangen haben,
— Personen, bei denen die Todesstrafe durch Begnadigung 

oder Amnestie in Freiheitsstrafe umgewandelt worden 
ist.
Hervorzuheben ist, daß das Gericht berechtigt, nicht 

aber verpflichtet ist, bedingte Strafaussetzung zu gewäh­
ren. Die Strafaussetzung muß sich der Verurteilte durch 
gewissenhafte Arbeit und vorbildliches Verhalten verdie­
nen.

Erweitert wurden auch die Anwendungsmöglichkeiten 
der bedingten Verurteilung zu Freiheitsentzug mit obli­

gatorischer Heranziehung des Verurteilten zur Arbeit. Frü­
her konnte diese Maßnahme nur gegenüber Tätern ange­
wendet werden, die zu Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 
zu drei Jahren verurteilt wurden. Nach dem neuen Gesetz 
kann sie bei Personen angewendet werden, die zu Frei­
heitsstrafe bis zu drei Jahren wegen einer vorsätzlichen 
oder bis zu fünf Jahren wegen einer fahrlässigen Straftat 
verurteilt sind. Daraus ergeben sich zusätzliche Möglichkei­
ten für die Anwendung der bedingten Verurteilung mit 
obligatorischer Heranziehung zur Arbeit bei Personen, die 
zu einer kurzen Freiheitsstrafe verurteilt werden (unter 
einem Jahr), sowie bei Personen, die sich der fahrlässigen 
Begehung von Straftaten schuldig gemacht haben.

Außerdem verringerte sich die Anzahl der Straftaten, 
bei denen die bedingte Verurteilung mit obligatorischer 
Heranziehung zur Arbeit gesetzlich ausgeschlossen ist. 
Bei 14 Straftatbeständen ist die bisherige Beschränkung 
bei der Anwendung dieser Maßnahme aufgehoben worden.

Bedingte Entlassung aus dem Strafvollzug 
mit obligatorischer Heranziehung zur Arbeit

Die bedingte Entlassung aus dem Strafvollzug mit obliga­
torischer Heranziehung des Verurteilten zur Arbeit gemäß 
Art. 44/2 der Grundlagen der Strafgesetzgebung7 ist eine 
wichtige Form der Nutzung der Strafe für die Kriminali­
tätsbekämpfung. Das Wesen dieser Entlassung besteht 
darin, daß die Strafgefangenen nach Vollzug eines be­
stimmten Teils der Strafe aus der Strafvollzugseinrich­
tung entlassen und in Betrieben oder auf Baustellen ein­
gesetzt werden.

Die Anwendung dieser Möglichkeit setzt voraus, daß 
der Verurteilte zum Zeitpunkt der bedingten Entlassung 
volljährig und 'arbeitsfähig ist und daß seine weitere Bes­
serung und Umerziehung ohne Isolierung von der Gesell­
schaft, jedoch unter den Bedingungen seiner Beaufsichti­
gung möglich sind.

Die bedingte Entlassung kann gegenüber Personen an­
gewendet werden, die
— zu Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren verurteilt wor­

den sind, nachdem sie mindestens ein Drittel der fest­
gelegten Strafe verbüßt haben,

— zu Freiheitsstrafe von mehr als zehn Jahren verurteilt 
worden sind, nachdem sie mindestens die Hälfte der 
festgelegten Strafe verbüßt haben.
Bei relativ gefährlicheren Straftätern kann die be­

dingte Entlassung aus der Strafvollzugseinrichtung ange­
wendet werden, nachdem sie mindestens zwei Drittel bzw. 
drei Viertel der festgelegten Strafe verbüßt haben.

Diese Dauer des Vollzugs ist ausreichend, um das Ver­
halten des Verurteilten in der Strafvollzugseinrichtung 
genau einzuschätzen und um die Frage zu beantworten, 
ob bei ihm eine vorfristige Entlassung zweckmäßig ist.

Hervorzuheben ist, daß die bedingte Entlassung den 
Vollzug des Freiheitsentzugs wesentlich verändert. Da die 
überwiegende Anzahl der zu dieser Strafe Verurteilten 
für die Dauer von weniger als zehn Jahren verurteilt wird, 
werden sie sich in den Besserungsarbeitsanstalten mit 
allgemeinen Vollzugsbedingungen nur für ein Drittel der 
im Urteil festgelegten Strafdauer aufhalten. Während der 
Arbeit in den Betrieben oder auf den Baustellen werden 
sie ohne Bewachung, jedoch unter Aufsicht der Organe des 
Ministeriums für innere Angelegenheiten leben. Verletzt 
der bedingt Entlassene die öffentliche Ordnung, die Ar­
beitsdisziplin oder die Aufenthaltsvorschriften systema­
tisch oder böswillig, wird er auf Beschluß des Gerichts in 
die Strafvollzugseinrichtung zurückgeschickt.

Aufschub des Strafvollzugs bei Minderjährigen

Beim Kampf gegen die Kriminalität Minderjähriger haben 
die Erziehungsmaßnahmen eine große Bedeutung. In den 
neuen Strafgesetzen ist deshalb festgelegt worden, daß das


